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Abbau der Arbeitslosigkeit
durch Lohnsubventionen?

Der Vorschlag, mehr Arbeitsplätze im Niedriglohnbereich durch Entlastungen bei den
Sozialabgaben zu schaffen, ist auf Kritik gestoßen. Welche Überlegungen liegen diesem

Ansatz zugrunde? Kann hierdurch die Arbeitslosigkeit abgebaut werden?

Fritz W. Scharpf

Gegen die Diskriminierung einfacher Arbeitsplätze

Die Diskussion der vergangenen
Monate über die Entlastung

gering entlohnter Beschäftigungs-
verhältnisse von Lohnnebenko-
sten wird durch Mißverständnisse
und Fehldeutungen verzerrt. Da
der von Wolfgang Streeck und Rolf
Heinze in der Benchmarking-
Gruppe des Bündnisses für Arbeit
vertretene Vorschlag1 auf Überle-
gungen zurückgeht, die schon in
der vergangenen Legislaturperio-
de sowohl von der „Zukunftskom-
mission" der Friedrich-Ebert-Stif-
tung2 als auch von der SPD-Frak-
tion3 publiziert worden waren, oh-
ne auf expliziten Widerspruch zu
treffen, konnte sowohl die Heftig-
keit als auch die geringe Treff-
sicherheit der nunmehr vorgetra-
genen Kritik überraschen. Es
scheint deshalb nützlich, zunächst
noch einmal an die den Vorschlä-
gen zugrunde liegende Situations-

1 Wolfgang S t r e e c k , Rolf He inze : An
Arbeit fehlt es nicht, in: Der Spiegel 19/1999,
S. 38-45.
2 Zukunftskommission der Friedrich-Ebert-
Stiftung: Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit,
sozialer Zusammenhalt, ökologische Nach-
haltigkeit. Drei Ziele - ein Weg, Bonn: Dietz,
1998.
3 Otmar S c h r e i n e r : Gestaffelte Sozial-
abgaben - ein neues arbeitsmarktpolitisches
Instrument, Bonn: SPD-Fraktion des Deut-
schen Bundestags, 1998.

deutung zu erinnern, wobei ich
mich in erster Linie auf die Überle-
gungen der Friedrich-Ebert-Kom-
mission beziehe, an deren Formu-
lierung ich beteiligt war.

Das deutsche
Beschäftigungsdefizit

Der Anteil der Beschäftigten an
der Bevölkerung im erwerbsfähi-
gen Alter (15-64) lag in Deutsch-
land 1996 bei 61,7% - und damit
erheblich unter dem Durchschnitt
der wirtschaftlich hochentwickel-
ten OECD-Länder (66,5 %). Zum
Vergleich braucht man auch nicht
auf das „amerikanische Beschäfti-
gungswunder" (72,8%) mit seinen
sozialen Schattenseiten zu verwei-
sen - es genügt der Blick auf un-
mittelbare Nachbarländer. Erreich-
ten wir etwa die gleichen Beschäf-
tigtenquoten wie die liberale
Schweiz (79,1%) oder der däni-
sche Wohlfahrtsstaat (73,4%),
dann hätten wir 1996 im ersten Fall
ein Plus von 9,6 Mill. Beschäftigten
gehabt, im zweiten immerhin ein
Plus von 6,5 Mill. Wir verzichten
also auf die Nutzung erheblicher
Beschäftigungspotentiale, und da-
mit auf individuelle Teilhabe-Chan-
cen, Wertschöpfung, Einkommen
und Steuereinnahmen, ohne daß

diesem Verzicht ein offensicht-
licher Gewinn an sozialer Sicher-
heit oder sozialer Gerechtigkeit
gegenüberstünde.

Es geht bei den hier zu erörtern-
den Vorschlägen also nicht, oder
jedenfalls nicht in erster Linie, um
die Reduzierung der registrierten
Arbeitslosigkeit oder um gezielte
und befristete Hilfen für Langzeit-
Arbeitslose und andere „Problem-
gruppen des Arbeitsmarktes", son-
dern es geht um die Frage, ob und
wie wir die Zahl der auf regulären
Arbeitsplätzen im „ersten Arbeits-
markt" Beschäftigten nachhaltig
erhöhen können. Wo aber könnten
diese zusätzlichen Arbeitsplätze
entstehen?

Im Industriesektor (ISIC 3) sind
bei uns wie in allen hochentwickel-
ten Ländern die Beschäftigungs-
quoten in den letzten Jahrzehnten
stark zurückgegangen (von 28,6%
1977 auf 16,1% 1997). Trotzdem
liegen wir damit noch höher als
alle anderen OECD-Länder, so daß
der internationale Vergleich hier
keine Hoffnung auf künftige Ex-
pansion wecken kann. Auch wenn
man alle der Güterproduktion
dienenden Wirtschaftszweige -
also die Branchen des primären
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und sekundären Sektors (ISIC 1-5)
- mit den im weitesten Sinne pro-
duktionsbezogenen Dienstleistun-
gen - Verkehr und Kommunikation
(ISIC 7) sowie Finanzdienstleistun-
gen und Dienstleistungen für Un-
ternehmen (ISIC 8) zu einem Block
der „produktionsbezogenen Be-
schäftigung" zusammenfaßt, lag
Deutschland 1996 mit einer Be-
schäftigungsquote von 35,8%
deutlich über dem OECD-Durch-
schnitt (32,7%) und noch deutli-
cher vor den USA (31,6%). Hier
gibt es zwar vielleicht noch Expan-
sionsmöglichkeiten, aber da alle
produktionsbezogenen Branchen
einem harten internationalen Wett-
bewerb ausgesetzt sind, können
zusätzliche Marktanteile nur bei
hohen Produktivitätszuwächsen
gewonnen werden, so daß große
Beschäftigungsgewinnen kaum zu
erwarten sind.

Lokalisierung der
Beschäftigungslücke

Bleiben also die nicht produkti-
onsbezogenen Branchen ISIC 6
(Groß- und Einzelhandel, Restau-
rants, Hotels) und ISIC 9 (gemein-
schaftsbezogene, soziale und per-
sonenbezogene Dienstleistungen
- zu denen neben den großen Be-
reichen des Bildungs- und Gesund-
heitswesens auch Sport, Freizeit
und Unterhaltung sowie die haus-
haltsbezogenen Dienstleistungen
gehören). Nimmt man beide zu-
sammen, so ist hier die Beschäfti-
gungsquote im Durchschnitt der
OECD-Länder zwischen 1970 und
1994 von 26,1% auf 34,4% ge-
stiegen. Sie übertrifft damit das
Niveau der produktionsbezogenen
Beschäftigung und hat deren
Rückgang mehr als ausgeglichen.
Auch in Deutschland hat es hier
Beschäftigungsgewinne gegeben,
aber der Anstieg war geringer und
das erreichte Niveau bleibt mit
28,4% weit unter dem internatio-
nalen Durchschnitt. Zum Vergleich:

Dänemark hat eine Beschäfti-
gungsquote von 37,5% in den
Branchen ISIC 6+9, die Schweiz
von 38,5%, und die USA erreichen
den Spitzenwert von 41,2%.

Hier also ist die deutsche Be-
schäftigungslücke zu lokalisieren.
Will man sie näher eingrenzen, so
stößt man auf Schwierigkeiten,
weil ISIC 9 sowohl öffentliche als

_auch private und sowohl hoch qua-
lifizierte als auch einfache Dienst-
leistungen einschließt. Immerhin^
läßt sich sagen, daß bei den hoch-
qualifizierten Dienstleistungen die
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quantitativ wichtigsten Bereiche,
nämlich Bildung und Gesundheit,
bei uns ganz oder zum weit über-
wiegenden Teil öffentlich finanziert
werden und deshalb seit mehr als
zwei Jahrzehnten unter starkem
Kostendämpfungsdruck stehen -
was jedenfalls in den USA und in
der Schweiz, wo der private Finan-
zierungsanteil höher ist, nicht im
selben Maße der Fall war.

Über die ebenfalls in ISIC 9 regi-
strierten einfachen Dienstleistun-
gen, die entweder öffentlich oder
privat finanziert und öffentlich oder
privat erbracht werden können, lie-
gen differenzierte vergleichende
Daten nicht vor. Deshalb empfiehlt
es sich, die Aufmerksamkeit auf
die in ISIC 6 zusammengefaßten
Branchen zu konzentrieren, in de-
nen ausschließlich privat finanzier-
te und privat erbrachte Dienstlei-
stungen erfaßt werden, die zu ei-
nem überwiegenden Teil auch kei-
ne hohe berufliche Qualifikation
erfordern. Hier lag 1995 die deut-
sche Beschäftigungsquote (9,7%)
um 3,7 Prozentpunkte unter dem
OECD-Durchschnitt, um 5,7 Pro-
zentpunkte unter der schweizeri-
schen und sogar um 6,3 Prozent-
punkte unter der amerikanischen
Beschäftigungsquote - was im-
merhin einen Unterschied von 3,5
Mill. Arbeitsplätzen ausmachte4.
Es lohnt sich also, die Gründe für
das Beschäftigungsdefizit in ISIC 6
(die selbstverständlich auch für
einfache Tätigkeiten in ISIC 9 und
in anderen Branchen gelten) näher
zu betrachten.

4 Auch das IAB hat solche Vergleiche ange-
stellt. Danach hätten wir 1995 in den Wirt-
schaftszweigen „Handel, Instandhaltung,
Reparatur" ein Plus von 1546000 Arbeits-
plätzen und im „Gastgewerbe" ein Plus von
1344000 Arbeitsplätzen gehabt, wenn unse-
re Beschäftigungsstruktur der amerikani-
schen entspräche: Ulrich W a l w e i : Be-
schäftigungsmöglichkeiten für Geringqualifi-
zierte, Ms. Institut für Arbeitsmarkt- und Be-
rufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit,
Nürnberg 1999.
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Die doppelte Diskriminierung

Einfache Tätigkeiten, die auch
von Menschen mit geringer beruf-
licher Qualifikation auf Arbeitsplät-
zen mit niedriger Produktivität und
dementsprechend niedrigen Markt-
löhnen ausgeübt werden können,
werden durch die Regeln des
deutschen Sozialstaats sowohl auf
Seiten des Arbeitsangebots als
auch auf Seiten der Arbeitsnach-
frage diskriminiert.

Auf der Angebotsseite be-
schränkt der Sozialstaat die Anrei-
ze zur Aufnahme gering entlohnter
Tätigkeiten durch die Stabilisie-
rung hoher Anspruchslöhne. Nicht
nur das befristete Arbeitslosen-
geld, sondern auch die Leistungen
der unbefristeten Arbeitslosenhilfe
orientieren sich an dem vor Eintritt
der Arbeitslosigkeit erzielten Lohn.
Anders als in Ländern, welche die
Unterstützung als einen für alle
gleichen Festbetrag gewähren,
würde der Empfänger hier auch
die bei künftiger Arbeitslosigkeit zu
erwartenden Leistungen vermin-
dern, wenn er eine geringer ent-
lohnte Arbeit aufnimmt.

Der effektive Mindestlohn wird
durch die Sozialhilfe bestimmt, de-
ren Leistungen sich nicht am frü-
heren Lohn, sondern an generellen
Bedarfskriterien orientieren. Auch
sie erhöht den Anspruchslohn,
weil die hohen Transfer-Entzugs-
raten der konfiskatorischen Be-
steuerung eigenen Einkommens
gleichkommen - mit der Folge,
daß die Aufnahme einer Erwerbs-
tätigkeit sich nur dann rechnet,
wenn das damit erzielbare Netto-
einkommen deutlich über dem
Sozialhilfesatz liegt. Da dieser für
Alleinstehende derzeit bei etwa
1150 DM/Monat liegt, und etwa
250 DM anrechnungsfrei hinzuver-
dient werden können, wird man
unterstellen dürfen, daß selbst für
alleinstehende Sozialhilfeempfän-
ger (legale) Teilzeitarbeit nur in mi-

nimalem Umfang in Frage kommt,
und daß der Nettolohn für eine
freiwillig aufgenommene Vollzeit-
arbeit wohl eher über als unter
1600 DM/Monat liegen müßte. Der
Bruttolohn läge dann schon über
2000 DM/Monat - also jedenfalls
nicht mehr am unteren Ende der
derzeit geltenden Niedriglohn-
Tarife. Bei Sozialhilfe-Empfängern
mit Familienangehörigen wird die-
se Untergrenze noch erheblich an-
gehoben. Wenn also Arbeitsplätze
im Niedriglohn-Bereich überhaupt
besetzt werden können, dann ge-
rade nicht durch Arbeitslose und
Sozialhilfe-Empfänger, sondern
durch Personen, die keinen An-
spruch auf Sozialtransfers haben -
in erster Linie also durch unter-
haltsberechtigte Ehefrauen und
Kinder.

Beschäftigungsschädliche
Wirkungen der Sozialabgaben

Der gleiche beschäftigungs-
schädliche Effekt zeigt sich auch
auf der Nachfrageseite. Der deut-
sche Sozialstaat finanziert sich
zum überwiegenden Teil durch So-
zialbeiträge, die als Lohnneben-
kosten die Arbeit verteuern. Deren
Wirkung wird deutlich beim Ver-
gleich mit der Einkommensteuer,
die anderswo - so in Dänemark, in
den angelsächsischen Ländern
und neuerdings auch in den
Niederlanden5 - die Finanzierungs-
last des Sozialstaats zu tragen hat:
Während bei der Lohnsteuer ein
Grundfreibetrag von derzeit etwa
1500 DM/Monat steuerfrei bleibt,
müssen Sozialabgaben für den ge-
samten Lohn von der ersten Mark
an bezahlt werden, und während
bei der Lohnsteuer das über den
Grundfreibetrag hinausgehende
Einkommen nur mit dem niedrig-
sten Satz des progressiven Tarifs
belastet wird, werden die Sozial-
abgaben bis zur Beitragsbemes-
sungsgrenze mit dem konstanten
Tarif von 42% erhoben. Auf den ef-

fektiven Mindestlohn von 2000
DM/Monat sind deshalb zwar we-
niger als 100 DM Lohnsteuer, aber
insgesamt mehr als 800 DM So-
zialabgaben zu entrichten.

Während aber auf Arbeitsplät-
zen mit höherer Produktivität und
höheren Löhnen im Ergebnis auch
die Arbeitgeberbeiträge den vom
Arbeitnehmer erzielbaren Netto-
lohn vermindern, ist diese Über-
wälzung in der Nähe des durch die
Sozialhilfe definierten Mindest-
lohns nicht möglich. Der Arbeitge-
ber muß also mindestens Lohn-
kosten von 2200 DM/Monat auf-
wenden, um einem alleinstehen-
den Arbeitslosen für Vollzeitarbeit
mehr zu bieten, als dieser als
Sozialhilfe-Empfänger erwarten
könnte.

Den selben beschäftigungs-
schädlichen Effekt hat übrigens
die Mehrwertsteuer, deren linearer
Tarif ebenfalls die weniger produk-
tiven einfachen Dienstleistungen
vom (legalen) Markt verdrängt6.
Daß dieser kausale Zusammen-
hang besteht, läßt sich auch durch
den internationalen Vergleich bele-
gen: Während die Höhe der Ge-
samt-Abgabenbelastung keinen
Einfluß auf die Beschäftigungs-
quoten in den produktionsbezoge-
nen Branchen mit hoher Produk-
tivität hat (vgl. Abbildung 1), be-
steht ein deutlich negativer Zu-
sammenhang zwischen der Steuer-
lastquote und den Beschäfti-
gungsquoten in den wenig pro-
duktiven einfachen Dienstleistun-
gen (vgl. Abbildung 2). Unterschei-
det man hier weiter zwischen den

5 In den Niederlanden wurden 1990 die So-
zialbeiträge in die Einkommensteuer inte-
griert. Auch für sie gilt deshalb der generelle
Grundfrei betrag, der derzeit etwa 8500 Hfl/
Jahr beträgt.
6 So auch das IAB: Stefan Bender , Bruno
K a l t e n b o r n , Helmut Rudo l f , Ulrich
W a l w e i : Die Diagnose stimmt, die Thera-
pie noch nicht, in: IAB Kurzbericht Nr. 6/
14. 6. 1999.
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wichtigsten Steuerarten, dann gibt
es fast keinen Zusammenhang mit
der Belastung durch Einkommen-
und Körperschaftsteuern (vgl. Ab-
bildung 3). Die negative Wirkung
der Steuerlast auf die einfachen
Dienstleistungen wird vielmehr fast
vollständig durch die Summe des
Aufkommens aus Sozialbeiträgen
und Verbrauchsteuern erklärt (vgl.
Abbildung 4).

Der Vorschlag

Wenn diese Analyse zutrifft, dann
kann die Beschäftigung in den ein-
fachen Dienstleistungen durch ei-
ne Entlastung von Sozialabgaben
und (sofern europarechtlich mög-
lich von Verbrauchsteuern) erhöht
werden. Da eine Senkung der
Lohnnebenkosten zur Entlastung
der Sozialversicherung von den
sogenannten „versicherungsfrem-
den Leistungen" schon in der letz-
ten Legislaturperiode auf der Ta-
gesordnung stand, hatte die Zu-
kunftskommission der Friedrich-
Ebert-Stiftung vorgeschlagen, die
dafür vorgesehenen Steuermittel
nicht für eine lineare Senkung der
Sozialbeiträge um einen Prozent-
punkt zu verwenden, sondern sie
auf eine Entlastung im Niedrig-
lohn-Bereich zu konzentrieren.

Der Vorschlag war damals von
der SPD-Bundestagsfraktion auf-
gegriffen, aber von der Bundesre-
gierung ignoriert worden. Er wurde
- im Hinblick auf die von der neu-
en Bundesregierung versprochene
weitere Entlastung von Lohnne-
benkosten in der Benchmarking-
Gruppe des Bündnisses für Arbeit
erneut aufgegriffen. Konkret soll-
ten dabei (stundenlohnbezogen)
die Sozialbeiträge bei Monats-
löhnen bis zu 1500 DM vollständig
durch Zuschüsse aus Steuermit-
teln ersetzt werden, und diese Zu-
schüsse sollten bei Löhnen zwi-
schen 1500 und 3000 DM/Monat
mit einer Degressionsrate von

Abbildung 1
Einfluß der Abgabenlast auf die produktionsbezogene

Beschäftigung 1996
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Abbildung 2
Einfluß der Gesamt-Abgabenlast auf die einfachen

Dienstleistungen 1996
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50%-abgeschmolzen werden. Im
Effekt käme es dadurch für Arbeit-
nehmer zu höheren Nettolöhnen
und für Arbeitgeber zu geringeren
Arbeitskosten, und somit zu einer
deutlichen Verbesserung der an-
gebotsseitigen und der nachfrage-

seitigen Beschäftigungsbedingun-
gen im Bereich der einfachen
Dienstleistungen.

Die Kritik

Die Kritik an diesem Vorschlag
kommt aus so vielen Richtungen,
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Abbildung 3
Einfluß der Einkommen- und Körperschaftsteuer auf die

einfachen Dienstleistungen 1996
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Abbildung 4
Einfluß von Sozialabgaben und Verbrauchsteuern auf die

einfachen Dienstleistungen 1996
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daß hier nur die wichtigsten Ar-
gumente erwähnt werden können.
Neoliberalen Ökonomen und den
Unternehmensverbänden ist der
Vorschlag nicht radikal genug.
Statt die Nettolöhne zu „subventio-
nieren", sollten die unteren Lohn-

tarife gesenkt7 und die Arbeitsan-
reize durch Kürzung der Lohner-
satzleistungen bei Arbeitslosigkeit
und der Sozialhilfesätze verbes-
sert werden8. Gegen solche Forde-
rungen spricht aber einerseits die
Garantie des Existenzminimums

unter der Sozialstaatsklausel des
Grundgesetzes, und andererseits
die Tatsache, daß die 42%ige
Zusatzbelastung der Sozialbeiträ-
ge durch keinen denkbaren Lohn-
verzicht zu kompensieren wäre.

Dieses Problem wird auch von
der ordnungspolitischen Kritik ig-
noriert, die den Vorschlag als eine
wettbewerbsverzerrende „Dauer-
subvention" ablehnt9. Das Gegen-
teil ist richtig. Der Vorschlag kor-
rigiert eine ausschließlich vom
Staat geschaffene Sonderbela-
stung, welche die einfachen Dienst-
leistungen vom Markt verdrängt. Er
müßte deshalb aus ordnungspoliti-
scher Sicht begrüßt werden. Von
„Subventionierung" kann hier je-
denfalls ebensowenig die Rede
sein wie bei einer Absenkung des
Eingangstarifs (oder des Spitzen-
satzes) der Einkommensteuer.

Umgekehrt geht für neo-keyne-
sianische . Wissenschaftler und
Sprecher der Gewerkschaften der
Vorschlag schon deshalb in die
falsche Richtung, weil er offenbar
eine Lohnkosten-Theorie der Ar-
beitslosigkeit unterstellt, statt die
Erhöhung der gesamtwirtschaftli-
chen Nachfrage und einen „stabi-
len Wirtschaftsaufschwung" zu
fordern . Dem letzten Wunsch wird
man gewiß nicht widersprechen
wollen. Aber auch in Perioden stei-
gender Nachfrage blieb die deut-
sche Beschäftigungsquote bei den
einfachen Dienstleistungen weit

7 Norbert B e r t h o l d : Beschäftigung ohne
Bündnis, in: FAZ vom 3. 7. 1999, S. 15.
8 Norbert Ber t h o l d : Der Korporatismus
läuft Amok, in: Handelsblatt vom 20.' 5.1999,
S. 7.
9 Otto Schlecht : Ein „Kombilohn" braucht
enge Kriterien und richtige Rahmenbe-
dingungen, in: Handelsblatt vom 18. 5.1999,
S. 2. .
10 Jürgen S c h u p p , Joachim Vo lz , Gert
Wagner , Rudolf Z w i e n e r : Zuschüsse
zu den Sozialversicherungsbeiträgen im
Niedrigeinkommensbereich: wenig zielge-
richtet und zu teuer, in: DIW Wochenbericht
Nr. 27/99. :
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unter dem internationalen Durch-
schnitt. Es handelt sich also nicht
um ein Konjunktur-, sondern um
ein Strukturproblem.

Neben diesen aufs Grundsätz-
liche gerichteten Einwänden wer-
fen die Kritiker dem Vorschlag zu
geringe Beschäftigungswirksam-
keit, mangelnde Zielgruppenorien-
tierung, vielfältige Mißbrauchs-
möglichkeiten - und damit im Er-
gebnis eine zu geringe Kosten-
wirksamkeit vor. Der erste und
wichtigste dieser Einwände wird
untermauert durch ein im Auftrag
der Hans-Böckler-Stiftung erstell-
tes ZEW-Gutachten, das auf der
Grundlage von empirisch basier-
ten Elastizitätsschätzungen und
Simulationsrechnungen die bei
Realisierung des Vorschlags zu er-
wartende zusätzliche Beschäfti-
gung auf 60000 bis 100000 Per-
sonen schätzt11. Auch eine Simu-
lationsrechnung des IAB kommt
„auf Basis plausibler Annahmen
über die Arbeitskostenelastizität
des Arbeitskräftebedarfs" zu der
Prognose eines Beschäftigungs-
effekts von etwa 140000 Perso-
nen12. Auf der Grundlage dieser
Schätzungen kommt dann das
DIW zu dem Schluß, daß bei ge-
schätzten Netto-Programmkosten
von 12 Mrd. DM jeder zusätzliche
Arbeitsplatz 80 000 DM/Jahr ko-
sten würde13. Was ist von diesen
Schätzungen zu halten?

Unstreitig ist, daß jeder im Rah-
men des Programms entstehende
zusätzliche Arbeitsplatz (auch
wenn der Arbeitnehmer nicht aus
der Arbeitslosigkeit, sondern aus
der „stillen Reserve" kommt) dem
Gesamtfiskus zusätzliche Netto-
einnahmen bringt. Kosten entste-
hen also nur dadurch, daß auch
die derzeit im Niedriglohn-Bereich
Beschäftigten in das Programm
einbezogen werden. Sie können
verhältnismäßig genau geschätzt
und im übrigen durch die Spezifi-

kation der Programmbedingungen
auch in einem weiten Rahmen be-
einflußt werden. Klar ist auch (ob-
wohl selbst das von manchen
Kritikern bezweifelt wurde), daß
die Nettokosten in dem Maße zu-
rückgehen, wie die durch das Pro-
gramm verursachte zusätzliche
Beschäftigung ansteigt.

Prinzipielle
Prognoseunsicherheit

Die politische Verwundbarkeit
des Vorschlags ergibt sich aus
dem Umstand, daß die bei seiner
Realisierung zu erwartenden Be-
schäftigungseffekte aus metho-
dischen Gründen nicht seriös
prognostiziert werden können -
und daß trotzdem unternommene
Schätzversuche den Effekt syste-
matisch unterschätzen müssen.
Der Grund: Alle empirischen Ela-
stizitätsanalysen und empirisch
basierten Simulationsrechnungen
stützen sich notwendigerweise auf
Zeitreihen-Daten der Vergangen-
heit, welche die vergangenen Ko-
sten- und Nachfragestrukturen re-
präsentieren. Der Vorschlag hätte
jedoch eine erhebliche Verände-
rung der Arbeitskosten und der
Nettolöhne zur Folge, und er hät-
te nur Erfolg, wenn Unternehmer
und Unternehmensgründer im Ver-
trauen auf die Dauerhaftigkeit der
Kostensenkung mit neuen Lei-
stungsangeboten neue Märkte er-
schließen, und wenn sie dafür bei
höheren Nettolöhnen bisher nicht
beschäftigte Arbeitnehmer finden.
Wenn derartige Strukturänderun-
gen in der Vergangenheit nicht auf-
getreten sind, dann muß der Ver-
such, ihre wahrscheinliche Wir-
kung durch Extrapolation margina-
ler Änderungen in vergangenheits-
gestützten Modellen zu erfassen,
diese systematisch unterschät-
zen14.

Diese prinzipielle Prognose-Un-
sicherheit15 wird durch die vorlie-

genden Studien auch hinreichend
demonstriert: So schätzt das ZEW
die zusätzliche Nachfrage auf etwa
280000 Arbeitsplätze, sieht aber
den erreichbaren Beschäftigungs-
effekt durch das Arbeitsangebot
beschränkt, das nach den ZEW-
Rechnungen allenfalls um 55000
Personen zunehmen könnte (S.
127)16. Das IAB rechnet dagegen
nur mit einer zusätzlichen Nach-
frage von 50000 Arbeitsplätzen,
erwartet aber auf der Angebots-
seite eine Ausweitung um etwa
160000 Personen. Das DIW
schließlich übernimmt zwar ohne
weitere Prüfung die vom ZEW und
vom IAB geschätzten Beschäf-
tigungseffekte, sieht jedoch auf-
grund seiner eigenen Analysen der
Daten des Sozioökonomischen
Panels auf der Angebotsseite ein

11 Hermann B u s l e i , Viktor S t e i n e r ,
Felix B r o s i u s , Peter J a c o b e b b i n g -
h a u s , Ralf M a r t i n : Beschäftigungs-
effekte von Lohnsubventionen im Niedrig-
lohnbereich, Gutachten im Auftrag der Hans-
Böckler-Stiftung, Mannheim: Zentrum für
Europäische Wirtschaftsforschung, 1999.
12 Stefan Bende r et al., a.a.O.
13 Jürgen S c h u p p et al., a.a.O.
14 Im ZEW-Gutachten wird die Existenz des
methodischen Problems auch konzediert,
wenn (auf S. 124) „einschränkend" darauf
hingewiesen wird, daß der Vorschlag eine
„deutliche Änderung der Arbeitskosten" zur
Folge hätte, während „die geschätzte Nach-
frageelastizität... die Reaktion auf kleine Än-
derungen des Lohnes bzw. der Arbeitsko-
sten" angibt. Wieso freilich die „implizit ge-
troffene Annahme, daß die Elastizität auch
bei größeren Veränderungen der Arbeits-
kosten die Reaktion korrekt wiedergibt",
nicht nur eine Unterschätzung, sondern
auch eine „Überschätzung der Nachfrage-
reaktion" zur Folge haben könnte, bleibt ein
für mich nicht entschlüsselbares Rätsel der
ökonomischen Theorie.
15 Auch der internationale Vergleich hilft hier
nicht weiter, weil die Beschäftigungsstruk-
turen-selbstverständlich nicht nur durch die
Arbeitskosten bestimmt werden, und weil aus
Kostengründen wegrationalisierte Arbeits-
plätze auch bei Kostensenkung nicht wieder
zurückkehren werden.
16 Bei aller Kritik an den falschen Anreizen
des deutschen Sozialstaats: Wie man bei
mehr als vier Millionen registrierten Arbeits-
losen zu dem Schluß kommen kann, daß
nicht mehr als 55000 Personen bereit wären,
einen Arbeitsplatz mit einem Monatseinkom-
men unter 3000 DM anzunehmen, ist jeden-
falls für Nicht-Ökonometriker schwer ver-
ständlich.
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„Potential von 2,8 Mill. Personen",
die einen Lohn erwarten könnten,
der nach dem Vorschlag der
Friedrich-Ebert-Zukunftskommis-
sion bezuschussungsfähig wäre.
Kurz, das einzige worin ZEW, IAB
und DIW übereinstimmen, ist die
entschlossene Ablehnung des
Vorschlags. Die dem zugrundelie-
genden Analysen könnten jedoch
widersprüchlicher kaum sein -
was freilich nichts daran ändert,
daß die mit wissenschaftlichem
Nimbus einmal in die Welt gesetz-
ten Zahlen ihre politische Wirkung
tun.

Hohes Gewicht von
Zusatzargumenten?

Da man angesichts der wissen-
schaftlichen Reputation der betei-
ligten Institute sachfremde Motive
mit Sicherheit ausschließen kann,
müssen offenbar die in allen drei
Studien angeführten Zusatzargu-
mente ein hohes Gewicht gehabt
haben. So sieht das ZEW etwa
den „Nachteil einer Subventionie-
rung niedriger Löhne über eine
Senkung der Sozialversicherungs-
beiträge" darin, „daß die gerade in
jüngster Zeit angestrebte höhere
Äquivalenz zwischen Beiträgen
und Leistungen in den Sozialver-
sicherungen hierdurch konterka-
riert" würde (S. 131). Aber ange-
sichts der heftig diskutierten Re-
formbedürftigkeit dieser Systeme
sollte dieses Argument vielleicht
doch nicht den Ausschlag geben.

Auf breitere Zustimmung vor al-
lem bei den Gewerkschaften stößt
die vom IAB und vom DIW vorge-
tragene Kritik an der mangelnden
Problemgruppenorientierung des
Vorschlags. Da es hier aber um ei-
ne Ausweitung der privaten Be-
schäftigung durch Erschließung
neuer Märkte für einfache Dienst-
leistungen geht, so müssen die ri-
sikobereiten Unternehmen und
Unternehmensgründer auch die
Bestgeeigneten unter den Per-

sonen aussuchen dürfen, die an
Arbeitsplätzen im unteren Lohnbe-
reich interessiert sind. Erst wenn
die neuen Märkte sich als ergiebig
erweisen, werden auch die Lang-
fristarbeitslosen und die Sozial-
hilfe-Empfänger an die Reihe kom-
men, während die zuerst Einge-
stellten in besser bezahlte Positio-
nen aufrücken werden17. Deshalb
ist es auch völlig zutreffend, wenn
IAB und DIW auf die Erfahrung
„der weitgehenden Wirkungslosig-
keit von Lohnsubventionen für
spezielle Gruppen von Arbeitslo-
sen" verweisen18 - aber es ist
schwer verständlich, wie man dar-
aus die Folgerung ableiten kann,
daß deshalb ein Programm, das
solche Einschränkungen gerade
vermeidet, ebenfalls wirkungslos
bleiben müßte19.

Ein weiteres Argument, das von
Kritikern aus allen Lagern gegen
den Vorschlag verwendet wird,
sind die angeblich drohenden
„massiven Mißbrauchsrisiken und
... erwartbaren Mitnahmeeffekte"20.
Was die letzten angeht, so herrscht
hier viel semantische Konfusion.
Gemeint ist entweder die Tatsa-

17 Daß zielgruppenbezogene Maßnahmen
der aktiven Arbeitsmarktpolitik trotz ihres ge-
ringen Beschäftigungseffekts sozialpolitisch
sinnvoll bleiben, um die andernfalls irreversi-
ble Desintegration von schwer vermittelba-
ren Arbeitslosen zu vermeiden, sei aus-
drücklich anerkannt.
18 Das DIW bezieht sich hier auch auf „Er-
fahrungen im Ausland", beschränkt sich
aber auch dabei auf zielgruppenbezogene
Subventionen und ignoriert deshalb die
oben (Fußnote 5) erwähnte niederländische
Steuerreform von 1990, die eine massive
Entlastung niedriger Erwerbseinkommen zur
Folge hatte. Der das „niederländische Wun-
der" erklärende Anstieg der Teilzeitarbeit
wurde dadurch erheblich begünstigt.
19 Vgl. Jürgen S c h u p p et al., a.a.O., S. 5.
Erst recht verwundert es, wenn das DIW we-
gen der vermuteten Wirkungslosigkeit des
Vorschlags der Benchmarking-Gruppe ne-
ben einem - gewiß allseitig herbeigesehnten
- „stabilen Wirtschaftsaufschwung" dann
doch wieder „gezielte Maßnahmen zur Be-
schäftigungsförderung von Langzeitarbeits-
losen" empfiehlt (Jürgen S c h u p p et al.,
a.a.O., S. 8).
20 Stefan Bender et al., a.a.O., S. 6.

ehe, daß eine generelle Entlastung
von Sozialabgaben oder Steuern
selbstverständlich auch den der-
zeit Beschäftigten zugute kommen
würde, oder es wird gerügt, daß
diese Entlastung nicht auf arme
Familien beschränkt bleibt21. Bei-
des kann man aber in einem Pro-
gramm, das auf die generelle Kor-
rektur einer den Arbeitsmarkt ver-
zerrenden Abgabenstruktur ge-
richtet ist, nicht als illegitime „Mit-
nahme" kritisieren.

Was schließlich die „massiven
Mißbrauchsrisiken" angeht, so
scheinen sie fast immer auf ein
auch vom IAB kolportiertes Szena-
rio hinauszulaufen, demzufolge
„bisher nicht oder nur teilweise ge-
förderte Teilzeitbeschäftigung pro
forma in voll geförderte Vollzeitbe-
schäftigung" umgewandelt wür-
de22. Für die mithelfende Ehefrau in
der Ein-Mann-Praxis eines Rechts-
anwalts, Arztes oder Steuerbera-
ters könnte man sich das vielleicht
vorstellen - aber welcher Arbeit-
geber, der künftige Konflikte mit
fremden Mitarbeitern nicht aus-
schließen kann, würde wohl diese
Form der Abgabenhinterziehung
riskieren?

Beschäftigungswirkung und
Finanzierbarkeit

Bleibt am Ende also doch nur
die Frage nach der Beschäfti-
gungswirkung und der Finanzier-

21 Gewiß ist es sinnvoll, wie es das ZEW ge-
tan hat, auch den amerikanischen Earned
Income Tax Credit und entsprechende briti-
sche Programme (zu denen man ähnliche
Lösungen in Irland, Australien und Neusee-
land hätte hinzufügen können) in die Be-
trachtung einzubeziehen. In Ländern, in de-
nen - bei geringer Belastung durch Sozialab-
gaben und hoher Lohndifferenzierung - ein
ausgedehnter Niedriglohn-Arbeitsmarkt be-
reits existiert, haben solche am Familienein-
kommen anknüpfenden Programme den
Zweck, die Armut der „working poor" zu be-
kämpfen. Auch bei uns wäre eine Umgestal-
tung der Sozialhilfe und der Arbeitslosenhilfe
nach diesem Muster sinnvoll - was aber
nichts an der Notwendigkeit ändert, auch die
extreme Belastung durch Sozialabgaben zu
beseitigen.

22 Stefan Bender et al., a.a.O., S. 5-6.
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barkeit. Was diese angeht, so ist
zunächst daran zu erinnern, daß
die Benchmarking-Gruppe von ei-
ner ohnehin geplanten Senkung
der Lohnnebenkosten ausgeht und
lediglich vorgeschlagen hat, we-
gen der höheren Beschäftigungs-
wirksamkeit den dafür vorgesehe-
nen Betrag nicht für die lineare
Senkung aller Beiträge um etwa ei-
nen Prozentpunkt zu verwenden,
sondern die Entlastung auf den Nie-
driglohn-Bereich zu konzentrieren.

In dieser Hinsicht wird der
Vorschlag aber durch das ZEW-
Gutachten eindeutig unterstützt.
Bei der empirischen Ermittlung der
Nachfrage-Elastizitäten hat sich
gezeigt, daß die Nachfrage nach
Beschäftigten bei den gering qua-
lifizierten Männern mit dem Faktor
0,65, bei den Facharbeitern jedoch
nur mit dem Faktor 0,05 auf (relativ
geringe) Änderungen der Lohnko-
sten reagiert2324 - was ja nichts an-
deres bedeutet, als daß Kosten-

Entlastungen im mittleren und
oberen Lohnbereich geringe, im
Niedriglohn-Bereich aber sehr viel
größere Beschäftigungseffekte ha-
ben sollten. Auch das IAB kommt
deshalb bei seinen Simulations-
rechnungen zu dem Schluß, daß
„der gestaffelte Zuschuß zu den
Sozialversicherungsbeiträgen ei-
ner linearen Beitragssenkung über-
legen" wäre, und es verweist dafür
auch auf die Ergebnisse niederlän-
discher Untersuchungen25. Das
sollte bei unvoreingenommener
Beurteilung eigentlich ausreichen,
um den Vorschlag zu stützen.

Warnen sollte man jedoch vor
mehr oder minder gutgemeinten
Kompromißvorschlägen, die beim
gegenwärtigen Stand der Diskus-
sion auf zeitlich befristete, regional
begrenzte und auf Problemgrup-
pen beschränkte „Modellversu-
che" hinauslaufen würden. Wel-
cher Unternehmer würde auf einer
solchen Basis die notwendigen In-

vestitionen in die Erschließung
neuer Märkte für einfache Dienst-
leistungen riskieren? Wenn aber
diese Investitionen nicht unter-
nommen werden, dann werden die
eingesetzten Mittel, sofern sie
überhaupt in Anspruch genommen
werden, in erster Linie Mitnahme-
und Substitutionseffekte auslösen.
Die Modellversuche würden so nur
die seit langem bekannte Unwirk-
samkeit derartiger Maßnahmen ein
weiteres Mal bestätigen. Wenn die
Veränderung unserer Beschäfti-
gungsstrukturen und die nachhal-
tige Erhöhung des Beschäfti-
gungsniveaus gewollt ist, dann
hilft nur die generelle und dauer-
hafte Änderung der Kostenstruk-
tur.

23 Hermann Bus le i et al.,.a.a.O., S. 76.
24 Bei den Frauen reagiert das Arbeitsvolu-
men stärker als die Zahl der Beschäftigten
und die Unterschiede zwischen den Qualifi-
kationsgruppen sind geringer.
25 Stefan Bender et al., a.a.O., S. 5.

Jürgen Krömphardt

Zur Frage der Lohnsubventionierung
im niedrigen Einkommensbereich

Die Konsequenzen der hohen
Belastung der Lohneinkom-

men mit Sozialabgaben machen
sich besonders im Niedriglohnbe-
reich bemerkbar, nämlich bei nied-
rig produktiven Arbeitsplätzen, die
bei voller Belastung mit den (pro-
portionalen) Sozialabgaben sich
für die Unternehmer nicht rentie-
ren, weil sie zu kostendeckenden
Preisen keine oder nur sehr weni-
ge Abnehmer für ihre Produkte
(Güter oder Dienstleistungen) fin-
den. Gleichzeitig sind solche Ar-
beitsplätze für Arbeitnehmer wenig
attraktiv, weil diese von den gerin-

gen Stundenlöhnen auch noch die
Arbeitnehmeranteile an den Bei-
trägen zur Sozialversicherung ab-
führen müssen und ein entspre-
chend niedriges Nettoeinkommen
erhalten.

Die Steuerbelastung im Bereich
niedriger Einkommen ist dagegen
wegen der hohen Freibeträge und
wegen der progressiven Gestal-
tung des Steuertarifs gering; bei
den Sozialversicherungsbeiträgen
bestehen beide Entlastungsmecha-
nismen nicht. Aus diesen Über-
legungen heraus hat z.B. die Zu-
kunftskommission der Friedrich-

Ebert-Stiftung in ihrem im Jahre
1998 vorgelegten Bericht vorge-
schlagen, entsprechende Entla-
stungen auch bei den Sozialbeiträ-
gen einzuführen, indem die Ge-
samtheit der Sozialbeitragszahler
oder die Gesamtheit der Steuer-
zahler einen Teil der Sozialabga-
ben der Bezieher niedriger Stun-
denlöhne übernimmt.

Die Entlastungen sollen sich
ganz bewußt an den Stundenlöh-
nen orientieren. Es geht nicht dar-
um, Personen zu begünstigen, die
trotz hoher Stundenlöhne wegen
ihrer kurzen Arbeitszeit ein niedri-
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ges Monatseinkommen erzielen,
sondern solche, die bereit sind, zu
niedrigen Stundenlöhnen zu ar-
beiten, z.B. als Hilfsarbeiter für
leichte Arbeiten in der Landwirt-
schaft (tariflicher Stundenlohn in
Rheinland-Naussau 8,38 DM), als
Haushaltshilfe in Privathaushalten
(9,51 DM in Nordrhein-Westfalen),
als ungelernte Verkäuferin im
1. Jahr im Bäckerhandwerk des
Saarlandes (10,04 DM), als Bote/
Page in Hotels und Gaststätten
des Saarlandes (10,14 DM), usw.1

Durch die Übernahme der Sozial-
abgaben stiege das verfügbare
Einkommen dieser Personen an,
ohne daß ihre Ansprüche an die.
Sozialversicherung bezüglich ihrer
künftigen Rente oder ihre Lei-
stungsansprüche an die Kranken-
versicherung geschmälert würden.
Gleichzeitig würde den Unterneh-
mern das Einstellen entsprechend
niedrig bezahlter Arbeitskräfte er-
leichtert, da die Zuschüsse von
der Zukunftskommission nicht nur
für die Arbeitnehmerbeiträge, son-
dern auch für die Arbeitgeberbei-
träge vorgesehen waren.

Die Zukunftskommission beab-
sichtigte nicht, mit diesem Vor-
schlag einen Niedriglohnsektor zu
schaffen. Vielmehr ging es ihr dar-
um, in den bereits bestehenden
Tarifbereichen mit niedrigen Löh-
nen mehr Arbeitsplätze zu schaf-
fen und gleichzeitig das Interesse
nicht erwerbstätiger Personen zu
steigern, solche Arbeitsplätze zu
besetzen. Diese Arbeitsplätze soll-
ten also im Rahmen der bestehen-
den Tarifverträge entlohnt werden.

Probleme der
bestehenden Regelungen

Die Benchmarking-Gruppe im
Rahmen des „Bündnis für Arbeit"
hat diese Vorschläge aufgegriffen
und in modifizierter Form in die
Diskussion eingebracht. Sie müs-
sen vor dem Hintergrund beurteilt

werden, daß in Deutschland be-
reits jetzt Regelungen bestehen,
die es ermöglichen, im Niedrig-
lohnbereich (aber nicht nur dort)
der Belastung mit Sozialabgaben
zu entgehen; allerdings gehen da-
bei die Ansprüche an die Renten-
versicherung verloren, die von den
Arbeitnehmern andernfalls erwor-
ben würden. Diese Ausweichmög-
lichkeiten bestehen zum einen in
der Ausnutzung des 630-Mark-
Gesetzes und zum anderen in der
Ausnutzung der Möglichkeit, Ar-
beitnehmer in die Scheinselbstän-
digkeit zu drängen. Diese Möglich-
keiten können auch für Tätigkeiten
ausgenutzt werden, für die höhe-
re Stundenlöhne gezahlt werden,
wobei dafür im Bereich der 630-
Mark-Jobs die vereinbarte Arbeits-
zeit entsprechend kurz ausfallen
muß, damit die Grenze von 630
DM nicht überschritten wird. Es
besteht also bereits jetzt ein Aus-
nahmebereich, der jedoch in sehr
unsystematischer und komplizier-
ter Weise von den allgemein gel-
tenden Regelungen ausgenom-
men worden ist. Insofern ist es
notwendig, sich über eine besser
in das System, eingefügte Rege-
lung Gedanken zu machen.

Eine solche systemadäquate
Regelung müßte Sprungstellen in
der Belastung mit Sozialabgaben
vermeiden. Solche Sprungstellen
führen nämlich erstens dazu, daß -
wie bei den 630-Mark-Jobs zu be-
obachten - Arbeitsverträge künst-
lich so gestaltet werden, daß die
Tätigkeiten unter das 630-Mark-
Gesetz fallen. Sie führen außerdem
dazu, daß es für die Arbeitnehmer,
die in einem solchen Ausnahme-
bereich tätig sind, unättraktiv wird,
die Grenzen dieses Bereichs zu
überschreiten und ein höheres Ein-
kommen zu erzielen. Denn bei

1 Angaben aus „WSI-Informationen zur Ta-
rifpolitik", Nr. 39, Düsseldorf, Juni 1999, S. 7.

Überschreiten der Schwelle zum
Normalbereich wird ihr verfügba-
res Einkommen - obwohl ihr Brut-
toeinkommen steigt - kleiner, so-
lange schlagartig die Sozialabga-
benbelastung einsetzt.

Sprungstellen vermeiden

Will man dieses Anreizproblem
beseitigen, so muß die Begünsti-
gung schrittweise abgebaut wer-
den. Nur dann bleibt für den ein-
zelnen Arbeitnehmer der Anreiz er-
halten, sich zu qualifizieren und ei-
ne besser bezahlte Beschäftigung
anzunehmen. Die Berücksichti-
gung dieser Überlegung macht
allerdings eine generelle Anwen-
dung des Vorschlags der Zu-
kunftskommission und der Bench-
marking-Gruppe sehr teuer. Es ist
zwar nicht übermäßig teuer, bei
solchen Einkommen die Belastung
mit Sozialabgaben zu verringern,
die das Niveau der Sozialhilfe nicht
wesentlich überschreiten, zumal
hier den Mehrausgaben durch die
Zuschüsse zu den Sozialversiche-
rungsbeiträgen die Mehreinnah-
men gegenüberstehen, die sich er-
geben, wenn zusätzliche Arbeits-
plätze auf diese Weise geschaffen
und die Zahl der Arbeitslosen re-
duziert wird.

Läßt man jedoch mit steigenden
Einkommen die Zuschüsse nur
sukzessive auslaufen, so werden
Einkommensbezieher begünstigt,
die bisher auch ohne diese Zu-
schüsse zu arbeiten bereit waren,
von den Unternehmen beschäftigt
wurden und ein Einkommen ober-
halb der Sozialhilfe bezogen. Die
Belastung des Staatshaushalts
wird natürlich vermindert, wenn
auch in diesem Bereich zusätzli-
che Arbeitsplätze entstehen. Ziel-
richtung des Vorschlags waren je-
doch gerade die niedrig qualifizier-
ten Arbeitskräfte, deren Arbeits-
plätze wenig produktiv sind und
deswegen von den Unternehmern
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als unrentabel betrachtet und gar
nicht erst geschaffen werden.

Freeman und Schettkat2 zeigen
in einem Vergleich mit den USA,
daß diese Arbeitsplätze für die
USA für allem durch den in
Deutschland wesentlich höheren
„Keil" zwischen Brutto- und Netto-
löhnen „zu teuer" werden, wäh-
rend der aus dem Sozialhilfeniveau
ableitbare Mindestlohn in etwa auf
der Höhe des gesetzlichen Min-
destlohns in den USA liegt.

Angesichts der hohen Mitnah-
meeffekte - vor allem bei Arbeit-
nehmern und Arbeitsplätzen, auf
die die vorgeschlagene Maßnah-
me hauptsächlich gar nicht ausge-
richtet ist - ist es nötig abzuschät-
zen, wie viele zusätzliche Arbeits-
plätze von den Unternehmern ge-
schaffen werden könnten, wenn im
Bereich niedriger Stundenlöhne
die Sozialabgaben durch Zuschüs-
se der Sozialversicherung verrin-
gert würden.

Wie hoch ist das Potential
an neuen Arbeitsplätzen?

In der Diskussion dieser Frage
besteht Übereinstimmung, daß
diese Arbeitsplätze wohl nur im
Dienstleistungsbereich entstehen
werden. Deshalb ist in diesem
Zusammenhang relevant, ob in
Deutschland eine Dienstleistungs-
lücke besteht und wie groß sie ist.
In dieser Diskussion hat das DIW
wiederholt darauf hingewiesen,
daß bei einer Analyse nach Berufs-
gruppen und Tätigkeiten die ver-
mutete Dienstleistungslücke ge-
genüber den USA wesentlich ge-
ringer ausfällt als bei einer Gliede-
rung nach Wirtschaftszweigen.
Wenn man die Dienstleistungs-

2 R. F r e e m a n , R. S c h e t t k a t : Zwi-
schen Fast Food und Excellence. Die Be-
schäftigungslücke in Deutschland im Ver-
gleich zu den USA; erscheint im Hamburger
Jahrbuch für Wirtschafts- und Gesell-
schaftspolitik 1999.

lücke als Anteil der mit Dienst-
leistungstätigkeiten beschäftigten.
Erwerbstätigen an der Gesamtheit
der Erwerbstätigen mißt, so ver-
schwände die oftmals behauptete
Dienstleistungslücke fast gänz-
lich3. Dies gilt allerdings nicht
mehr, wenn man die Zahl der
Dienstleister nicht auf die Zahl der
Erwerbstätigen, sondern auf die
Zahl der Erwerbspersonen (also
die Personen, die erwerbstätig
sind oder es sein möchten) bezieht
oder auf die Einwohnerzahl. Da die
Erwerbsquote in den USA deutlich
höher ist als in Deutschland, ergibt
sich bei dieser Berechnung eine
Dienstleistungslücke in Deutsch-
land.

Wie groß diese Lücke ist und in
welchem Umfang sie durch die
Umsetzung des Vorschlags verrin-
gert würde, ist schwer zu beant-
worten. Eine Schätzung des Mann-
heimer Zentrums für Europäische
Wirtschaftsforschung (ZEW) hält
einen Gewinn zwischen 50000 und
180000 zusätzlichen Arbeitsplätzen
für möglich, während das Nürn-
berger Institut für Arbeitsmarkt-
und Berufsforschung den Arbeits-
platzeffekt auf etwa 160000 Per-
sonen schätzt. Gemessen an der
Zahl von 1,5 Mill. registrierten Ar-
beitslosen ohne eine abgeschlos-
sene Berufsausbildung (Stand:
September 1998) ist dieser Beitrag
gering, aber auch nicht unbeacht-
lich.

Gibt es genügend Bewerber
für diese Arbeitsplätze?

Angesichts dieses Zahlenver-
hältnisses scheint die Sorge unbe-
rechtigt, diese Arbeitsplätze könn-
ten wegen zu geringer Nettoent-
lohnung nicht besetzt werden. Es
wird jedoch vermutet, daß viele
potentielle Bewerber um solche

Stellen es vorziehen, Sozialhilfe zu
beziehen, wenn der Abstand zwi-
schen Nettolohn und Sozialhilfe zu
gering ist. Deshalb fordert die Zu-
kunftskommission der Friedrich-
Ebert-Stiftung und die Bench-
marking-Gruppe, die Zuschüsse
zu den Sozialversicherungsbeiträ-
gen nur sukzessive abzubauen,
weil ein schlagartiges Auslaufen
der Zuschüsse die Erwerbstätig-
keit finanziell unattraktiv macht
und von daher die in Frage kom-
menden Personen veranlaßt, lieber
nicht erwerbstätig zu sein und
Sozialhilfe zu beziehen.

Wenn diese Vermutung richtig
ist, dann müßte unter den jetzigen
Beziehern von Sozialhilfe ein gro-
ßer Personenkreis sein, der durch
die Zuschüsse zur Aufnahme von
Erwerbstätigkeit bewegt werden
könnte. Um den Umfang dieses
Personenkreises abzuschätzen, ist
es hilfreich, sich die Struktur der
Empfänger von Sozialhilfe anzu-
schauen. Laut Sozialhilfestatistik
19974 (eine neuere Statistik liegt
noch nicht vor) bezogen am Jah-
resende 1997 knapp 1,5 Mill.
Haushalte in Deutschland Sozial-
hilfe. Die größte Gruppe innerhalb
dieser Haushalte bildeten allein-
stehende Personen (288000 Män-
ner und 334000 Frauen). Die zweit-
größte Gruppe bildeten alleiner-
ziehende Frauen, nämlich 325000,
von denen 182000 ein Kind erzo-
gen, die übrigen zwei oder mehr
Kinder.

Deutlich kleinere Gruppen bil-
den die Ehepaare mit Kindern
(184000), die Ehepaare ohne Kin-
der (104000), die nichtehelichen
Lebensgemeinschaften (40000) so-
wie schließlich die alleinerziehen-
den Männer (10412). In diesen
Haushalten lebten ca. 2,9 Mill. Per-
sonen. Für eine Arbeitsaufnahme

3 Vgl. DIW-Wochenberichte 14/1996, 34/
1997 sowie 35/1998.

4 Vgl. Statistisches Bundesamt: Wirtschaft
und Statistik, Heft 2, 1999.
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kommen natürlich nur die Bezieher
von Sozialhilfe im Alter von 15 bis
64 Jahren in Frage. Dies waren
1,78 Mill. Personen. Von diesen
waren 7,7% erwerbstätig, knapp
40%, nämlich 702000, als arbeits-
los registriert und mehr als die
Hälfte (53%) waren weder erwerbs-
tätig noch arbeitslos, und zwar we-
gen Aus- und Fortbildung, häus-
licher Bindung, Krankheit, Alter
und aus sonstigen Gründen, wobei
die „Nichterwerbstätigen aus son-
stigen Gründen" mit 414000 Per-
sonen die größte Gruppe in dieser
Rubrik darstellen.

Das Potential an Personen, die
aus der Arbeitslosigkeit in neue,
relativ schlechtbezahlte, aber durch
Zuschüsse begünstigte Arbeits-
plätze „gelockt" werden können,
besteht also aus den 702000 als
arbeitslos registrierten Sozialhilfe-
beziehern sowie einem Teil der
414000 Sozialhilfeempfängern, die
wegen sonstiger Gründe nicht er-
werbstätig sind. Unter diesen Per-
sonen kommen ganz besonders
Alleinstehende für die Besetzung
der zusätzlichen Arbeitsplätze in
Frage, weil bei diesen die Sozial-
leistungen (Regelsatz plus Ausga-
ben für Wohnungsnutzung) weni-
ger als die Hälfte der Nettover-
dienste (in Höhe von 40% des
durchschnittlichen Nettoverdien-
stes eines ledigen Facharbeiters in
der Industrie) betragen5. Das Po-
tential könnte also in der Größen-
ordnung von einer halben.bis einer
ganzen Million Personen liegen.

Diese Zahlen besagen selbst-
verständlich nicht, daß diese Per-
sonen freiwillig von Sozialhilfe le-
ben statt erwerbstätig zu sein.
Vielmehr fehlt es meistens am An-
gebot von Arbeitsplätzen. Den-
noch ist nicht auszuschließen, daß

ein Teil dieser Sozialhilfeempfän-
ger zögern würde, einen Arbeits-
platz anzunehmen, auf dem er kein
höheres Nettoeinkommen erzielt,
als er als Sozialhilfe bezieht.

Zu diesem Potential an akti-
vierbaren Sozialhilfeempfängern
kommt das Potential aus dem
Kreis der registrierten Arbeitslosen
ohne abgeschlossene Berufsaus-

bildung hinzu sowie alle Personen,
die weder erwerbstätig noch regi-
strierte Arbeitslose sind und den-
noch keine Sozialhilfe beziehen,
weil sie entweder nicht bedürftig
im Sinne der Gesetzgebung sind
oder weil sie keine Sozialhilfe be-
antragt haben. In bezug auf die
Arbeitslosen weist das Institut für
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
(IAB) auf die große Zahl schwer
vermittelbarer, langfristig arbeitslo-
ser Personen hin6.

Vergleicht man dieses Potential
an Bewerbern um die neu ge-
schaffenen Arbeitsplätze, so muß
man sich aufgrund der Schätzun-
gen über die neu entstehenden
Arbeitsplätze fragen, ob es ange-
sichts knapper öffentlicher Kassen
sinnvoll ist, ein so großes Potential
durch Zuschüsse zu den Sozial-
beiträgen zu aktivieren, wenn de-
ren durch die Zuschüsse hervor-
gerufener Erwerbswunsch dann
doch daran scheitert, daß nicht
genügend zusätzliche Arbeits-
plätze entstehen. Eher sollte nach
kostengünstigeren Alternativen ge-
sucht werden.

Kostengünstigere Alternativen

Angesichts der unsicheren Ar-
beitsplatzeffekte und der begrenz-
ten Informationen über die Rele-
vanz des (zu) geringen Abstands
zwischen Nettolöhnen und Sozial-

5 Vgl. Alfred B o s s : Sozialhilfe, Lohnab-
stand und Leistungsanreize, Kieler Arbeits-
papier, Nr. 912, Kiel 1999, insb. S. 31.

6 IAB: Kann der harte Kern der Arbeits-
losigkeit durch einen Niedriglohnsektor auf-
gelöst werden?, lAB-Kurzbericht, Nr. 3/1999,
7. 5. 99.

hilfe bietet es sich an, nicht so-
gleich auf eine generelle, flächen-
deckende Einführung der vorge-
schlagenen degressiv gestalteten
Zuschüsse zu den Sozialbeiträgen
hinzuarbeiten, sondern regional
begrenzte Modellprojekte vorzu-
schalten, bei denen Arbeitsämter,
Sozialämter und andere kommu-
nale Einrichtungen, Industrie- und
Handelskammern sowie Hand-
werkskammern eng zusammen-
arbeiten und ausloten, welche
Hemmnisse bei dem Versuch auf-
treten, durch Entlastung von So-
zialbeiträgen die Schaffung neuer
Arbeitsplätze zu bewirken und
diese Arbeitsplätze zu besetzen.

Sollte sich die Gestaltung der
Sozialhilfe als ein Hinderungs-
grund für die Besetzung solcher
Arbeitsplätze erweisen, deren Ent-
lohnung nicht sehr stark über dem
Sozialhilfeanspruch liegt, so könn-
ten die Sozialämter stärker darauf
drängen, daß arbeitsfähige Perso-
nen, die nicht in die Betreuung von
Kindern oder Pflegebedürftigen
eingebunden sind, im Rahmen der
Sozialhilferegelung Arbeiten über-
nehmen müssen oder an Qualifi-
zierungsmaßnahmen teilzunehmen
haben, wenn sie ihren Sozial-
hilfeanspruch nicht verlieren wol-
len.

Darüber hinaus könnte als ge-
nerelle Maßnahme erwogen wer-
den, die im Rahmen der ökologi-
schen Steuerreform vorgesehene
Senkung der Beitragssätze nicht
überall in gleichem Umfang vor-
zunehmen, sondern sie für niedri-
ge Stundenlöhne stärker zu sen-
ken als bei mittleren und höheren
Lohnsätzen (ohne daß die Renten-
ansprüche dadurch relativ stärker
reduziert werden). Auf diese Weise
entstünden keine zusätzlichen Ko-
sten in Form von Einnahmeausfäl-
len bei der Sozialversicherung, da
die Senkung der Beitragssätze so-
wieso erfolgen soll.
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Wolfgang Franz

Ein Plädoyer für eine beschäftigungsfreundliche Lohnpolitik

Die derzeitige Diskussion über
lohnpolitische Fragestellun-

gen beschäftigt sich im wesentli-
chen mit zwei Aspekten. Erstens
wird thematisiert, wie hoch die
Lohnsteigerungen im Vergleich zur
Produktivitätsentwicklung ange-
setzt werden können. Zweitens
werden Vorschläge zur Beschäfti-
gungsausweitung im Niedriglohn-
bereich und sozialpolitische Maß-
nahmen als Ergänzung zu einer
weiteren Lohndifferenzierung erör-
tert.

Beschäftigungsfreundlicher Kurs

Zur Bekämpfung der hohen und
persistenten Arbeitslosigkeit ist
auch die Lohnpolitik aufgerufen.
Zwar ist sie. nicht allein für alle
Probleme auf dem Arbeitsmarkt
verantwortlich, und mit Lohnzu-
rückhaltung läßt sich die Arbeits-
losigkeit nicht vollends beseitigen.
Aber der Beitrag der Lohnpolitik zur
Schaffung neuer, wettbewerbs-
fähiger Arbeitsplätze ist unerläß-
lich, die Tarifvertragsparteien müs-
sen die Führungsrolle überneh-
men.

Gegen diese Forderung wird
eingewandt, der Kurs der lohnpo-
litischen Zurückhaltung in den
letzten Jahren sei offensichtlich
wirkungslos, wenn nicht sogar
kontraproduktiv gewesen. Denn
die Anzahl der Beschäftigten habe
nicht zugenommen, sondern sei
gesunken. Hier offenbaren sich
entweder erhebliche Informations-
defizite oder ein ausgeprägter
Hang zur selektiven Wahrneh-
mung. Zwar sind in der Tat in den
vergangenen Jahren die Nettoreal-
löhne um etwa 2% absolut gesun-

ken - insoweit ist der Unmut der
Arbeitnehmer schon verständlich
-, aber im selben Zeitraum sind die
realen Arbeitskosten bei den Un-
ternehmen um gut 8% gestiegen.
Insbesondere durch die Finanzie-
rung einiger Leistungen des Sy-
stems der sozialen Sicherung über
Abgaben auf den Faktor Arbeit
wurde ein beachtlicher Keil zwi-
schen die realen Nettoentgelte
(„Konsumlohn") und die realen
Arbeitskosten („Produktlohn") ge-
schoben. Maßgeblich für die Be-
schäftigung ist aber der Produkt-
lohn zusammen mit dem „echten"
Produktivitätsfortschritt, und des-
halb verwundert es nicht, daß sich
die Beschäftigung ungünstig ent-
wickelt hat.

Eingeschränkter
Verteilungsspielraum

In diesem Zusammenhang wird
häufig in einer sachlich nicht ge-
rechtfertigten Weise mit dem Pro-
duktivitätsfortschritt und den Lohn-
stückkosten hantiert. Der Irrtum
liegt darin, daß der gesamte stati-
stisch ausgewiesene Produktivi-
tätsfortschritt als prinzipiell aus-
schöpfbarer Verteilungsspielraum
angesehen wird. Dem ist nicht so:
Bei rückläufiger Beschäftigung ist
die Zunahme der Arbeitsprodukti-
vität partiell auf eben diese Frei-
setzung von Arbeitskräften zu-
rückzuführen. Diese „Entlassungs-
produktivitätszunahme" belief sich
im Jahre 1997 im westdeutschen
Unternehmenssektor nach Be-
rechnungen des Sachverständi-
genrates auf 0,5 Prozentpunkte
und steht nicht zur Disposition der
Arbeitnehmer.

Der Verteilungsspielraum wird
zusätzlich dadurch eingeschränkt,
daß nicht die Durchschnittspro-
duktivität, sondern die Grenzpro-
duktivität der Arbeit die obere
Orientierungslinie darstellt. Dafür
war 1997 ein nochmaliger Ab-
schlag in Höhe von 0,9 Prozent-
punkten zu veranschlagen, so daß
von dem beobachteten Produk-
tivitätsfortschritt in Höhe von 4,1 %
lediglich ein Wert von 2,7% als
maximaler Verteilungsspielraum
angesetzt werden durfte, der aller-
dings nur teilweise ausgeschöpft
werden durfte, um zur Schaffung
von Arbeitsplätzen beizutragen.
Die entsprechenden Zahlen für
1998 beliefen sich auf 21/2% bzw.
13A%1. Schließlich muß noch be-
dacht werden, daß sich die Tarif-
vertragsparteien bei der Prognose
über die zukünftige Entwicklung
der bereinigten Produktivitätsent-
wicklung irren mögen. Daraus ist
ihnen meistens kein Vorwurf zu
machen, jedoch sollten solche
Prognosefehler bei den nächsten
Tarifverhandlungen durch entspre-
chende Korrekturen der dann zur
Rede stehenden Lohnsteigerun-
gen berücksichtigt werden.

Schwächung der gesamtwirt-
schaftlichen Nachfrage?

Kritisch wird gegen den Vor-
schlag, den Verteilungsspielraum
nicht voll auszunutzen, das Argu-
ment einer daraus resultierenden
Schwäche der gesamtwirtschaftli-
chen Nachfrage vorgetragen. Die-

1 Quelle für Zahlenangaben: Sachverständi-
genrat zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung: Jahresgutachten
1997/98 (S. 266) und Jahresgutachten 1998/
99 (S. 296).
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ses Gegenargument überzeugt
nicht. Die eingeforderte Lohnmo-
deration bezieht sich auf Minder-
steigerungen der nominalen Brut-
tolöhne, nicht auf deren absolute
Kürzung. Außerdem entfaltet sich
aufgrund des nicht ausgeschöpf-
ten Verteilungsspielraumes und
den damit einhergehenden höhe-
ren Unternehmensgewinnen zu-
sätzliche Nachfrage: Einbehaltene
Gewinne werden von den Unter-
nehmen, ausgeschüttete Gewinne
von den Gewinnempfängerhaus-
halten zum Teil verausgabt. Nur
der nicht verausgabte Teil der
Unternehmensgewinne könnte ei-
nen Nachfrageausfall darstellen
(zum Beispiel, wenn er ohne Zins-
wirkungen auf dem Kapitalmarkt
angelegt wird), kompensiert wird
dieser aber durch die gestiegene
internationale Wettbewerbsfähig-
keit inländischer Unternehmen
eben aufgrund einer zurückhalten-
den Lohnpolitik. In einer Wäh-
rungsunion wird dieser Vorteil
auch nicht durch nominale Auf-
wertungen beeinträchtigt, und ge-
genüber anderen Währungen er-
geben sich zumindest temporäre
Arbeitsplatzgewinne.

Ferner ist die Befürchtung eines
Lohnsenkungswettlaufs unbegrün-
det: Es entstehen neue Arbeits-
plätze, und in Situationen der Nor-
malbeschäftigung kann dann ge-
mäß der Produktivitätsentwicklung
entlohnt werden. Abwegig ist
schließlich die darüber hinausge-
hende Vorstellung, die Verbesse-
rung der Wettbewerbsfähigkeit ei-
nes Landes ginge lediglich zu
Lasten anderer Länder, das heißt,
der Welthandel sei eine fest vorge-
gebene Größe, das Ganze also ein
Nullsummenspiel. Durch verstärk-
ten Wettbewerb steigt das Han-
delsvolumen insgesamt und damit
der Wohlstand aller Beteiligten,
solange sie sich den Erfordernis-
sen einer Anpassung nicht verwei-
gern.

Problematisches
Bundesarbeitsgericht-Urteil

Adressaten eines Werbens für
eine beschäftigungsfreundliche
Lohnpolitik sind indessen nicht nur
die Tarifvertragsparteien, sondern
in zunehmendem Maße auch die
Arbeitsgerichtsbarkeit, vor allem
das Bundesarbeitsgericht (BAG).
Beispielsweise schreibt das BAG
in seinem Urteil (vom 20. 4. 1999)
zum Unterlassungsanspruch der
Gewerkschaften bei tarifwidrigen
betrieblichen Regelungen mehre-
ren Presseberichten zufolge: „Eine
Beschäftigungsgarantie ist nicht ge-
eignet, Verschlechterungen beim
Arbeitsentgelt oder bei der Ar-
beitszeit zu rechtfertigen."

Abgesehen von der in diesem
Satz zum Ausdruck kommenden
Bevormundung des Arbeitneh-
mers, erscheint diese Aussage aus
ökonomischer Sicht höchst pro-
blematisch. Selbst die Gewerk-
schaften anerkennen den Zusam-
menhang zwischen Lohnhöhe und
Beschäftigung, denn sonst wäre
ihr vehementes Eintreten für eine
Reduktion der Lohnzusatzkosten
nicht verständlich. Wenn das BAG
glaubt, dies hieße „Äpfel mit Bir-
nen" zu vergleichen, was „metho-
disch unmöglich" sei, dann belegt
dies einmal mehr, daß der ökono-
mische Sachverstand in der Ar-
beitsgerichtsbarkeit noch steige-
rungsfähig zu sein scheint. Unzu-
reichend, wenn auch richtig, ist in
dem Urteil der Hinweis auf den
Gesetzgeber. Das BAG hätte bei-
spielsweise selbst die Regelungen
des Günstigkeitsprinzips auf den
Prüfstand stellen können. In ande-
ren Fällen war das BAG auch nicht
gerade zimperlich, wenn es um die
Weiterentwicklung von Rechtsnor-
men ging2.

Förderung gering
qualifizierter Arbeit

Die zweite Säule einer beschäf-
tigungsorientierten Lohnpolitik be-
steht in einer hinreichenden Sprei-
zung der qualifikatorischen Lohn-
struktur. Insbesondere die hohe
Arbeitslosigkeit gering qualifizier-
ter Arbeit signalisiert einen drin-
genden Handlungsbedarf.

Wenn empirische Studien für
Deutschland auch nahelegen, daß
mit einer weiteren Lohndifferenzie-
rung im unteren Entgeltbereich zu-
sätzliche Arbeitsplätze geschaffen
werden können3, so muß gleich-
wohl wiederum vor einseitigen
Schuldzüweisungen gewarnt wer-
den. Insbesondere der beliebte
Hinweis auf die Erfahrungen in den
USA und die damit häufig verbun-
dene Schlußfolgerung, mit einer
Senkung der realen Entgelte in den
unteren Lohngruppen sei das Be-
schäftigungsproblem gering Quali-
fizierter bereits gelöst, greift zu
kurz. Tatsächlich zeigt ein Ver-
gleich zwischen den USA und
Westdeutschland, daß in den ver-
gangenen Jahren die Kosten ge-
ring qualifizierter Arbeit hierzulan-
de rund doppelt so hoch waren
wie in den USA, gleichwohl belie-
fen sich die Arbeitslosenquoten für
Arbeitnehmer ohne abgeschlosse-
ne Schul- und Berufsausbildung
zwischen beiden Ländern auf ähn-
lich hohe Werte4. Auch für die Be-
schäftigung im Niedriglohnbereich
gilt: Der Lohn ist keine Wunder-
waffe.

2 Vgl. B. R ü t h e r s : Die Metallbranche ist
ein Museum überholter Klassenkampfideo-
logien, in: Handelsblatt vom 2. 7. 1999, S. 2.

3 Vgl. z.B. B. F i t z e n b e r g e r , W. Franz :
Flexibilität der qualifikatorischen Lohnstruk-
tur und Lastverteilung der Arbeitslosigkeit:
Eine ökonometrische Analyse für West-
deutschland, in: B. G a h l e n , H. Hess'e,
H. J. Ramser (Hrsg.): Verteilungsproble-
me der Gegenwart. Diagnose und Therapie,
Tübingen 1998, S. 47-79.
4 Vgl. S. N i c k e l , B. B e l l : Changes in
the Distribution of Wages and Unemploy-
ment in OECD Countries, in: American Eco-
nomic Review (Papers and Proceedings) 86,
1996, S. 302-314.
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Das Land Baden-Württemberg
geht hier mit gutem Beispiel voran.
Einer Anregung des Wirtschafts-
ministers folgend hat das dortige
Sozialministerium einen Modell-
versuch verbunden mit einer wis-
senschaftlichen Begleituntersu-
chung gestartet. Es geht darum,
Erfahrungen mit einem Einstiegs-
geld für langzeitarbeitslose Sozial-
hilfeempfänger zu sammeln, ein
Konzept, das von verschiedenen
Autoren diskutiert wurde7.

Idealerweise sollte ein solcher
Modellversuch zwei Elemente ent-
halten. Erstens muß herausgefun-
den werden, wieviele zusätzliche
Arbeitsplätze aufgrund einer wei-
teren Spreizung der Lohnstruktur
im unteren Qualifikationsbereich
tatsächlich geschaffen werden.
Hierzu bedarf es zunächst des
Handelns der Tarifvertragsparteien.
Insbesondere die Gewerkschaften
müssen dazu eine größere Bereit-;

schaft zeigen. Es geht nicht an, al-
lein der Sozialpolitik, also dem
Steuerzahler, die Reparatur einer
verfehlten Lohnpolitik in Form ei-
ner überproportionalen Erhöhung
der Lohnkosten im unteren Qualifi-
kationsbereich, zuzuweisen. Zwei-
tens müssen Modelle erprobt wer-
den, welche die Anreize zur Ar-
beitsaufnahme dieser gering ent-
lohnten Arbeitsplätze erhöhen.
Großzügigere Regelungen bei der
Anrechnung von Arbeitseinkom-
men auf die Sozialhilfe bei langzeit-
arbeitslosen Sozialhilfeempfängern
erfüllen weitgehend diese Forde-
rung, weil sich dann der arbeitende
Sozialhilfeempfänger (wesentlich)
besser stellt als der arbeitslose
und gleichzeitig eine stärkere Dif-
ferenzierung im Bereich der unte-
ren Lohngruppen möglich ist.

Mögliche Fehlanreize werden
vermindert, wenn man sich (zu-
nächst) auf die Gruppe der Lang-

zeitarbeitslosen konzentriert, so
daß es einer langen Arbeitslosig-
keitsperiode von mindestens ei-
nem Jahr bedarf, um in den „Ge-
nuß" solcher großzügigen Anrech-
nungsvorschriften zu kommen.
Allerdings ist auch eine solche
Regelung nicht frei von Proble-
men, etwa in der Übergangs-
zone vom Transferbereich in den
Steuerbereich oder aufgrund von
unterschiedlich hohen Nettoein-
kommen zweier Arbeitskräfte mit
der gleichen Tätigkeit (ein Sozial-
hilfeempfänger und ein Beschäf-
tigter ohne Transfereinkommen).
Wie gravierend diese und andere
Probleme indes wirklich sind, ins-
besondere bei einer individuell nur
befristeten Regelung, kann in der
Experimentierphase geklärt werden.

7 Vgl. z.B. A. S p e r m a n n : Das Einstiegs-
geld für Langzeitarbeitslose, in: WIRT-
SCHAFTSDIENST, 76. Jg. (1996), Heft 5,
S. 240-246.

Ulrich Walwei

Mehr Beschäftigung durch subventionierte Sozialabgaben?

Im Zuge der nun bereits lang
anhaltenden Beschäftigungspro-

bleme hat sich in Deutschland ein
globales Arbeitsplatzdefizit her-
ausgebildet. Darüber hinaus ist die
Arbeitsmarktkrise durch massive
Strukturprobleme gekennzeichnet
(z.B. in Form von Langzeitarbeits-
losigkeit). Sortierprozesse in Zei-
ten hoher Arbeitslosigkeit und der
Wegfall einfacher Tätigkeiten er-
schweren zunehmend die Reinte-
gration wettbewerbsschwächerer
Arbeitnehmer, wie Geringqualifi-
zierter oder Älterer. Die Ergebnisse
der jüngsten lAB/Prognos-Projek-
tion des Arbeitskräftebedarfs nach
Qualifikationsanforderungen legen
bei Fortschreibung der heute gel-

tenden Rahmenbedingungen und
üblichen Verhaltensweisen den
Schluß nahe, daß die Zahl der
Arbeitsplätze für Geringqualifizier-
te auch künftig weiter abnehmen
dürfte. Somit stehen immer weni-
ger Einstiegsoptionen für schwer
Vermittelbare auf dem ersten Ar-
beitsmarkt zur Verfügung.

Die Eingliederungschancen der
Problemgruppen des Arbeitsmark-
tes könnten sich aber erhöhen - so
wird vermutet -, wenn über eine
stärkere Lohndifferenzierung nach
unten mehr Beschäftigungsmög-
lichkeiten auf niedrigerem Niveau
von Produktivität und Arbeitsko-
sten geschaffen würden. Diese Er-
wartung wird vielfach mit den Er-

fahrungen angelsächsischer Län-
der begründet. So ist es den USA
nun schon zwei Jahrzehnte lang
gelungen, Beschäftigung kontinu-
ierlich auszuweiten und Arbeitslo-
sigkeit vor allem in den neunziger
Jahren deutlich abzubauen. Dazu
beigetragen hat ein im Trend etwas
höheres Wirtschaftswachstum als
in Deutschland (und auch als in
Westeuropa insgesamt), eine nun
bereits lang anhaltende Reallohn-
zurückhaltung und eine ausge-
prägte Lohndifferenzierung. Durch
die dort stärkere Lohnspreizung
nach unten in Kombination mit ge-
ringeren Lohnnebenkosten und re-
lativ niedrigen Transferleistungen
konnte ein quantitativ bedeutsa-
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mer Niedriglohnsektor entstehen.

Diese Konstellation führte aber
nicht nur zu der gewünschten Aus-
weitung der Beschäftigung, son-
dern auch zu dem unerwünschten
„working-poor"-Phänomen. Daran
ändert auch der am Konzept einer
negativen Einkommensteuer orien-
tierte „Earned Income Tax Credit"
nur wenig. Durch die Zuschüsse für
Geringverdiener (vor allem Fami-
lien) wird die Armut von Erwerbs-
tätigen staatlicherseits gemildert,
nicht aber beseitigt. Die Intention
der Negativsteuer ist vielmehr dar-
in zu sehen, überhaupt Anreize zur
Aufnahme einer Erwerbstätigkeit
zu setzen.

In Anlehnung an US-amerikani-
sche Erfahrungen ist in Deutsch-
land eine Ausweitung von Niedrig-
lohnbeschäftigung mehr und mehr
im Gespräch. Eine stärkere Lohn-
spreizung nach unten ist aber nur
zu realisieren, wenn entsprechen-
de Arbeitsplatzangebote vorhan-
den sind (z.B. indem Leichtlohn-
gruppen stärker besetzt oder gar
neu geschaffen würden oder mehr
außertarifliche und niedrigentlohn-
te Beschäftigung entstehen würde)
und das Steuer- und Transfersy-
stem Rahmenbedingungen setzt,
die einen ausreichenden Abstand
von Erwerbseinkommen und So-
zialleistungen gewährleisten.

Alternative Formen der
Lohnsubvention

Um bei stärkerer Lohnspreizung
nach unten aber das in den
USA nicht von der Hand zu wei-
sende „working poor"-Problem zu
vermeiden, werden verschiedene
mehr oder weniger weitgehende
Ansätze zur Subventionierung nie-
driger Löhne diskutiert. Zu unter-
scheiden sind dabei eine Vielzahl
von Möglichkeiten der Ausgestal-
tung. So können sich die Zuschüs-
se beziehen auf Arbeitskosten
oder Nettoeinkommen, auf Stun-

denlohnsätze oder Pauschalzah-
lungen, auf befristete oder unbe-
fristete Zahlungen und auf gene-
relle oder zielgruppenbezogene
Maßnahmen. Die bisherigen Vor-
schläge zur Erschließung und so-
zialen Flankierung eines Niedrig-
lohnsektors durch Lohnsubventio-
nen unterscheiden sich zum Teil
gravierend mit Blick auf die ge-
nannten Gestaltungselemente und
damit auch hinsichtlich der ver-
folgten Zielsetzung.

Während bei zielgruppenorien-
tierten, befristeten Lohnkostenzu-
schüssen im Vordergrund steht,
durch den Ausgleich von Minder-
produktivität die Wiedereingliede-
rung bestimmter Erwerbsloser zu
fördern, zielen generelle, auf Dauer
angelegte Subventionsarrange-
ments mehr darauf, niedrig pro-
duktive Tätigkeiten im Arbeits-
markt zu etablieren. Vor allem von
Subventionen ohne Zielgruppen-
beschränkung und auf unbefriste-
te Dauer sind bei unveränderten
Transferleistungen und der aus
Gründen der horizontalen Gleich-
behandlung wohl notwendigen Ein-
beziehung bereits Beschäftigter
hohe Kosten für den Fiskus, massi-
ve Mitnahmen von im Grunde nicht
bedürftigen Haushalten und auf-
grund des angesichts knapper
öffentlicher Kassen unabdingba-
ren Gegenfinanzierungsbedarfs nur
wenig Zusatzarbeitsplätze zu er-
warten.

Diese generelle Kritik an groß-
angelegten Subventionierungsar-
rangements ist auch für die zuletzt
viel diskutierte Variante einer Be-
zuschussung der Sozialversiche-
rungsbeiträge von Geringverdie-
nern relevant. Auf der Mikroebene
sorgt eine solche Bezuschussung
niedriger Löhne für eine Entlastung
der Betriebe von Arbeitskosten
und/oder für eine Aufstockung des
Nettoeinkommens von Arbeitneh-
mern. Intendiert ist eine Erschlie-

ßung von neuen Produkten und
Diensten, die durch niedrigere Ar-
beitskosten marktfähig würden und
für die aufgrund des geringeren
Abstands von Brutto- zu Nettoein-
kommen mehr Arbeitnehmer zur
Verfügung stehen könnten.

Ein besonders weitreichender
Vorschlag zur gestaffelten Bezu-
schussung der Sozialversiche-
rungsbeiträge stammt von der Zu-
kunftskommission der Friedrich-
Ebert-Stiftung1. Der Vorschlag zielt
darauf ab, Vollzeit-Arbeitseinkom-
men aus soziaiversicherungspfli-
chtiger Beschäftigung bis zu mo-
natlich 1500 DM (das entspricht
bei der im Vorschlag unterstellten
35-Stunden-Woche einem Stun-
denlohnsatz von rund 10 DM) bei-
tragsfrei zu stellen. Oberhalb die-
ser für Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer beitragsfreien Zone sollen bis
zu einer Schwelle von 3000 DM
(einem Stundenlohnsatz von etwa
20 DM) die Beiträge degressiv
entlastet werden. Ab 3000 DM
würden die vollen Sozialversiche-
rungsbeiträge fällig. Bei individuel-
len Arbeitszeiten unter 35 Stunden
in der Woche, also im Falle von
Teilzeitbeschäftigung, reduziert sich
der Zuschuß anteilig. Insofern
kommt der Zuschuß einer staat-
lichen Förderung niedriger Stun-
denlohnsätze nahe.

Der Zuschuß soll unbefristet
gewährt werden, eine Beschrän-
kung auf Zielgruppen ist zunächst
nicht vorgesehen. Als Begleitmaß-
nahme ist u.a. die Einführung eines
gesetzlichen Mindestlohns von 8
bis 9 DM je Stunde vorgesehen.
Weil die Niedriglohnbeschäftigten
uneingeschränkt sozialversichert
sein sollen, werden den Sozialkas-
sen die erlassenen Beiträge und

1 Vgl. Zukunftskommission der Friedrich-
Ebert-Stiftung: Wirtschaftliche Leistungsfä-
higkeit, sozialer Zusammenhalt, ökologische
Nachhaltigkeit. Drei Ziele - ein Weg, Bonn
1998.
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Beitragsanteile der Arbeitnehmer
und Arbeitgeber vom Staat ersetzt.

Hohe fiskalische Kosten

Von Interesse ist dabei zunächst
einmal, wie hoch die Kosten der
Bezuschussung bereits bestehen-
der Beschäftigungsverhältnisse mit
niedrigen Stundenlöhnen ausfallen
würden, wie groß also die „Mitnah-
me" selbst ohne Verhaltensände-
rung auf jeden Fall sein dürfte. Die
so verstandene Mitnahme führt
unter sonst gleichen Bedingungen
zu mehr Konsummöglichkeiten für
geförderte Arbeitnehmer sowie zu
einer Senkung-der Arbeitskosten
in Betrieben mit geförderten Ar-
beitsplätzen.

Bei Realisierung des oben be-
schriebenen Vorschlags sind je
nach Annahmen (z.B. bezüglich
des geförderten Personenkreises)
und Datenquellen (z.B. Beschäftig-
tenstatistik der Bundesanstalt für
Arbeit oder Sozio-ökonomisches
Panel) unterschiedlich hohe Ein-
führungskosten zu veranschlagen.
Für die Bezuschussung der heute
in diesem Einkommenssegment
Beschäftigten (ohne Auszubilden-
de) sind mindestens 15 Mrd. DM
und höchstens 24 Mrd. DM zu ver-
anschlagen. Die „Einführungsko-
sten" sind somit hoch, selbst wenn
bis zu 40% dieser Summen im
Finanzkreislauf refinanziert werden
könnten. Dies wäre gegeben, wenn
sich für die Unternehmen durch
den bezuschußten Arbeitgeberbei-
trag die zu versteuernden Gewinne
erhöhen, wenn für die Arbeitneh-
mer durch die Verminderung der
Sozialabgaben weniger Abzüge
bei der Einkommensteuerveranla-
gung entstehen und wenn der
Staat Einsparungen bei Sozialhilfe
und Wohngeld erzielen kann.

Geringer Beschäftigungseffekt

Mit Blick auf die Ermittlung der
Arbeitsmarkteffekte des FES-Mo-

dells ist zu unterscheiden zwi-
schen den Wirkungen auf das
Arbeitsangebot, den Arbeitskräfte-
bedarf, den Arbeitsmarktausgleich
und damit der sich letztlich ein-
stellenden zusätzlichen Beschäf-
tigung. Die Angebotseffekte von
Lohnsubventionen lassen sich
mit Hilfe der Individualdaten des
Sozioökonomischen Panels und
durch Einbeziehung eines das
Steuer-Transfer-System abbilden-
den Modells abschätzen2. Analy-
tisch geht es dabei um die quanti-
tative Erfassung der von dem Vor-
schlag vermutlich ausgehenden
Veränderung der Erwerbsneigung.
Basis hierfür ist eine mikroökono-
mische Schätzung der Arbeits-
marktpartizipation, die u.a. den
Einfluß des Nettoeinkommens im
Haushaltszusammenhang berück-
sichtigt. Danach führt der Reform-
vorschlag zu einer Ausweitung der
Erwerbsbeteiligung um 147 000
bis 163000 Personen, weil sich
durch die Bezuschussung des Ar-
beitnehmerbeitrags ein höheres
Nettoeinkommen erzielen läßt.

Darüber hinaus ist bei dem FES-
Vorschlag die mögliche Änderung
des Arbeitskräftebedarfs der Un-
ternehmen zu untersuchen. Hierzu
können plausible Annahmen über
die Arbeitskostenelastizität der Ar-
beitsnachfrage gemacht werden.
Bei Zugrundelegung eines weiten
Spektrums möglicher Elastizitäten
kann sich durch die Bezuschus-
sung des Arbeitgeberbeitrags ein
Anstieg des Arbeitskräftebedarfs
um 15000 in einer unteren Variante
bis zu 152000 in einer oberen
Variante ergeben. Wird aus diesem
Spektrum eine mittlere Variante
für die zusätzliche Arbeitskräfte-
nachfrage unterstellt, könnte sich
nach dem dann noch nötigen Ar-
beitsmarktausgleich ein Beschäfti-
gungseffekt von bis zu 140000 Per-
sonen dann einstellen, wenn eine
Lohnanpassung nach unten im Be-

reich niedriger Stundenvergütun-
gen erfolgen würde. Sie wäre erfor-
derlich, um einerseits die von den
Individuen zusätzlich gewünschte
Erwerbsbeteiligung zu reduzieren
und andererseits den Arbeitskräf-
tebedarf zu erhöhen. Generell ist
aber mit Blick auf die so ermittel-
ten Ergebnisse anzumerken, daß
negative gesamtwirtschaftliche Ef-
fekte, die sich etwa durch die Fi-
nanzierung des Programms erge-
ben, bei den Rechnungen nicht
berücksichtigt wurden3.

Mit Hilfe des selben methodi-
schen Instrumentariums lassen
sich (quasi als Referenz) die Ar-
beitsmarkteffekte des FES-Mo-
dells mit der Beschäftigungswir-
kung einer linearen Senkung des
Beitragssatzes zur gesetzlichen
Rentenversicherung um einen Pro-
zentpunkt vergleichen - nicht zu-
letzt auch deshalb, weil bei beiden
Alternativen mit ähnlich hohen fis-
kalischen Nettokosten zu rechnen
wäre. Insbesondere die Auswei-
tung der Erwerbsbeteiligung wür-
de dann mit knapp 50000 deutlich
geringer ausfallen. Bei einem zu-
sätzlichen Arbeitskräftebedarf (in
der mittleren Variante) von gut
50000 kann festgehalten werden,
daß der gestaffelte Zuschuß zu den
Sozialversicherungsbeiträgen ei-

2 Vgl. hierzu und zum nachfolgenden: S.
B e n d e r , B. K a l t e n b o r n , H. Ru -
d o l p h , U. W a l w e i : Förderung eines
Niedriglohnsektors. Die Diagnose stimmt,
die. Therapie noch nicht. lABkurzbericht Nr.
6/14. 6. 1999; und B. K a l t e n b o r n : Effek-
te auf Fiskus und Arbeitsmarkt eines gestaf-
felten Zuschusses zu den Sozialversiche-
rungsbeiträgen in Deutschland, Gutachten
für das Institut für Arbeitsmarkt- und Be-
rufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit,
Bonn 1999 (erscheint demnächst in den
BeitrAB)..
3 Simulationsrechnungen mit der lAB/West-
phal-Version des SYSIFO-Modells zeigen,
daß eine Erhöhung der Mineralölsteuer im
Vergleich zu anderen Alternativen (Steuer-
senkungen oder Ausgabenkürzung) die für
den Arbeitsmarkt am wenigsten schädliche
Variante einer Gegenfinanzierung wäre. Vgl.
hierzu R Schnur , U. W a l w e i , G. Z i -
ka: Lineare oder degressive Senkung der
Sozialabgaben: Makroökonomische Aspek-
te, lABwerkstattbericht Nr. 9/14. 6. 1999.
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ner linearen Beitragssenkung mit
Blick auf die beschäftigungspoliti-
sche Wirksamkeit überlegen ist.
Dies ist vor allem darauf zurück-
zuführen, daß am unteren Rand
der Lohnskala von höheren Netto-
einkommenselastizitäten des Ar-
beitsangebots und ebenfalls höhe-
ren Arbeitskostenelastizitäten der
Nachfrage auszugehen ist.

Beträchtliche Mitnahmeeffekte
und hohe Mißbrauchsrisiken

Jedoch sind begründete Zweifel
anzumelden, ob die neuen Be-
schäftigungsverhältnisse in erster
Linie arbeitslosen Leistungsemp-
fängern und Sozialhilfebeziehern
zugute kämen. Durch das neue Ar-
rangement entstünde nämlich für
alle Personen mit zumindest laten-
ter Erwerbsbereitschaft ein höhe-
rer Arbeitsanreiz. Dies gilt den be-
reits angesprochenen Partizipa-
tionsschätzungen zufolge vor al-
lem für Personen, die keine Trans-
ferleistungen beziehen und für die
somit eine Beschäftigung nicht not-
wendig wäre, um den Lebensun-
terhalt unabhängig von staatlichen
Leistungen zu bestreiten. Dieses
empirisch fundierte Ergebnis ist
nicht zuletzt darauf zurückzufüh-
ren, daß der gleichzeitige Bezug
von Sozialleistungen und Arbeits-
einkommen nicht erleichtert wird
und auch das Niveau der Transfer-
leistungen unverändert bleiben
soll. Die darin zum Ausdruck kom-
menden Mitriahmeeffekte haben
außerdem zur Folge, daß die Wir-
kungen des FES-Modells auf die
Einkommensverteilung ebenfalls
alles andere als zufriedenstellend
ausfallen. Nur ein kleiner Teil der
Zuschüsse (unter 10%) würde ein-
kommensarmen Haushalten zu-
gute kommen4.

Die Ausgestaltung des FES-Mo-
dells birgt außerdem massive Ge-
fahren des Mißbrauchs. So ließen
sich durch vorgebliche Erhöhung

der Arbeitszeit oder Reduktion des
Entgelts die Zuschüsse erhöhen.
Wegen der wachsenden Grenzbe-
lastung in der Einkommenszone
(von 1500 bis 3000 DM) mit ab-
nehmendem Zuschuß ist darüber
hinaus zu befürchten, daß sich re-
guläre Beschäftigung an der Ein-
trittsschwelle zur Progressions-
zone konzentriert und darüber hin-
aus eventuell „schwarz" ausge-
zahlt wird. Die gesamtwirtschaftli-
chen Beschäftigungseffekte müs-
sen daher - selbst in ihrer Wir-
kungsrichtung - als extrem unsi-
cher angesehen werden. Dasselbe
gilt für die damit zusammenhän-
genden mittel- und längerfristigen
finanziellen Risiken.

Kein „Beschäftigungswunder"
durch Lohnsubventionen

Es ist natürlich nicht zu erwar-
ten, daß mit Hilfe einer Subven-
tionierung im Niedriglohnbereich
ein „Beschäftigungswunder" - et-
wa wie in den USA - zu erreichen
wäre. Eine Bezuschussung von
Löhnen durch öffentliche Mittel
kann im besten Falle immer nur ei-
nen sehr begrenzten beschäfti-
gungspolitischen Effekt hervorru-
fen, weil es durch den Finanzie-
rungsbedarf zu für den Arbeits-
markt schädlichen Entzugseffek-
ten an anderer Stelle kommt. Aller-
dings führen die Zuschüsse direkt
(bei Zuschüssen an den Arbeitge-
ber) oder indirekt (bei Zuschüssen
an den Arbeitnehmer und einem
aus dem wachsenden Arbeitsange-
bot resultierenden Lohndruck) zu
einer Veränderung der relativen
Preise für Güter und Dienste. Auf-
grund der deshalb zu erwartenden
Nachfrageverschiebungen können

4 Vgl. J. S c h u p p , J. Vo lz , G. W a g -
ner, R. Z w i e n e r : Zuschüsse zu den So-
zialversicherungsbeiträgen im Niedriglohn-
bereich: Wenig zielgerecht und teuer, in:
DIW-Wochenbericht Nr. 27 vom 8. Juli,
Berlin 1999.

arbeitsintensive Produkte auf Ko-
sten kapitalintensiver Produkte und
schattenwirtschaftlicher Aktivitä-
ten wachsen. Fehlanreize können
aber selbst einen aus diesen Nach-
frageverschiebungen resultieren-
den leicht positiven Beschäfti-
gungseffekt zunichte machen,
wenn die Akteure auf dem Arbeits-
markt an Subventionen gewöhnt
werden und sich Subventionsmen-
talität breit macht. Das Ergebnis
wäre eine zunehmende Substitu-
tion von „nicht-subventionierten"
durch „subventionierte" Beschäfti-
gungsverhältnisse.

Abschließend ist festzuhalten:
Eine stärkere Lohndifferenzierung
würde zur Erschließung arbeitsin-
tensiver Produkte und Dienste bei-
tragen. Würde diese realisiert,
könnten sich mehr Einstiegs- und
Dauerpositionen für wettbewerbs-
schwächere Arbeitnehmer auftun.
Gleichzeitig sollen aber - anders
als in den USA - Niedriglohnarmut
unter Geringverdienern vermieden
sowie fiskalische Risiken - wie
beim FES-Modell - bei der mittel-
und längerfristig notwendigen Kon-
solidierung öffentlicher Haushalte
erst gar nicht entstehen. Um die
damit verbundenen Zielkonflikte
aufzulösen, erscheint eine umfas-
sende Reform des Steuer- und
Transfersystem unumgänglich, die
sich zumindest an zwei Prinzipien
orientieren müßte: Strikte Ausrich-
tung an Bedürftigkeitskriterien und
Stärkung der Eigenverantwortung
im Bereich der sozialen Sicherung.
Eine solche Reform würde auch ei-
nen Beitrag dazu leisten können,
die Tarifpolitik von verteilungspoli-
tischen Aufgaben zu entlasten. Vor
einem politischen Schnellschuß im
Sinne einer massiven Lohnsubven-
tion muß daher gewarnt werden.
Geht es doch um nicht weniger als
einen erfolgversprechenden Ein-
stieg in eine beschäftigungsorien-
tierte Reform des Sozialstaats.
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